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Basel, 2. Dezember 2015 
 
Regierungsratsbeschluss vom 1. Dezember 2015 
 
Anpassung des Gesetzes über die Krankenversicherung; Nachbesserung der Pflegefinan-
zierung (14.417 s Parlamentarische Initiative) 
 
Eröffnung der Vernehmlassung 
 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 9. September 2015 laden Sie die Kantonsregierungen sowie weitere Kreise im 
Rahmen eines Vernehmlassungsverfahrens zur Änderung des Bundesgesetzes über die Kran-
kenversicherung (KVG) vom 18. März 1994, SR 832.10, ein. Wir danken Ihnen für die uns einge-
räumte Möglichkeit, zum vorliegenden Entwurf Stellung zu nehmen. 

1. Ausgangslage 

Die geplante Anpassung des KVG dient gemäss Ihrem Schreiben vom 9. September 2015 dazu 
sicherzustellen, dass in jedem Fall klar ist, welcher Kanton für die Restfinanzierung von Pflege-
leistungen zuständig ist, die ambulant oder in einem Pflegeheim erbracht werden. Die neue Re-
gelung orientiert sich an Artikel 21 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG) vom 6. Oktober 2006, SR 831.30. 
Dies bedeutet, dass die Zuständigkeit einfacher bestimmbar ist, da immer derjenige Kanton zu-
ständig ist, in welchem die betreffende Person vor Heimeintritt ihren Wohnsitz hatte, d.h. der Her-
kunftskanton.  

2. Argumente für eine Nachbesserung der Pflegefinanzierung 

Der Regierungsrat Basel-Stadt stimmt der von der Kommission für soziale Sicherheit und Ge-
sundheit des Ständerates (SGK-S) vorgeschlagenen Ergänzung von Art. 25a Abs. 5 KVG zu. Er 
begrüsst eine solche Regelung insbesondere bezugnehmend auf die nachfolgend aufgelisteten 
Gründe:  
 

− Die vorgeschlagene Regelung erlaubt im konkreten Einzelfall die Abstimmung der Restfi-
nanzierung mit den Regelungen über die Ergänzungsleistungen innerhalb eines Kantons. 
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Eine solche Abstimmung ist zwingend, ansonsten besteht im Einzelfall die Gefahr von Fi-
nanzierungslücken oder Doppelfinanzierungen. Zur Bestimmung und Auszahlung der Er-
gänzungsleistungen zur Mitfinanzierung des Heimaufenthalts ist gemäss heutiger Ergän-
zungsleistungsgesetzgebung in jedem Fall der Wohnsitzkanton, in welchem die 
betreffende Person vor Eintritt in ein Pflegeheim ihren zivilrechtlichen Wohnsitz be-
gründet hatte, zuständig. Es ist sinnvoll, die Zuständigkeit für die Restfinanzierung der 
Pflegeleistungen analog zu regeln. Langwierige Verfahren zur Klärung der Zuständigkeit 
fallen mit der Regelung, dass die Zuständigkeit unabhängig von einem allfälligen Wechsel 
des zivilrechtlichen Wohnsitzes in den Standortkanton des Heims immer beim Wohnsitz(-
kanton) vor Eintritt in ein Pflegeheim verbleibt, dahin. Vielmehr ermöglicht die Regelung 
eine einfache und rasche Bestimmung der Zuständigkeit für die Restfinanzierung bei ei-
nem Eintritt ins Pflegeheim;  

 
− Unter dem Aspekt der Rechtssicherheit, soll für diejenigen Versicherten, die bereits vor 

Inkrafttreten der geplanten Neuregelung in ein Heim eingetreten sind, die bis dato gelten-
de Zuständigkeit weiter bestehen.  Dies muss explizit im Rahmen einer Übergangsrege-
lung entsprechend gesetzlich verankert werden; 

 
− Ein weiterer zentraler Punkt, welcher für den Entwurf der Neuregelung spricht, ist der fol-

gende: Mit der Neuregelung kann verhindert werden, dass diejenigen Kantone oder Regi-
onen, welche Angebote an Pflegeheimplätzen oder Spitexkapazitäten zur Verfügung stel-
len, benachteiligt werden, indem sie für alle Personen, welche diese Angebote nutzen, die 
Restfinanzierung zu tragen hätten. Dies würde falsche Anreize für die Kantone und Ge-
meinden schaffen, indem sie nur ein kleines Angebot an Pflegeleistungen bereitstellen 
würden. Ferner kann mit der Neuregelung vermieden werden, dass Personen ihren 
Wohnsitz in einen anderen Kanton oder Gemeinde verlegen, in welchen die Angebote 
vorhanden wären. Weiter würde das Interesse der Kantone und Gemeinden an einer in-
terkantonalen Koordination der Pflegeheime und Spitexdienste auf längere Sicht ge-
schwächt, was vor einem versorgungspolitischen Hintergrund – insbesondere im Hinblick 
auf den demographisch bedingten stetigen wachsenden Bedarf an Pflegeleistungen – 
äusserst problematisch wäre. Der vorgelegte Entwurf der Neuregelung verhindert eine 
solche Entwicklung;  
 

− Die geplante Neuregelung kann zur Folge haben, dass eine Person mit Eintritt in ein Pfle-
geheim im Standortkanton des Heims zivilrechtlichen Wohnsitz und Steuerdomizil be-
gründet (und Steuern bezahlt), die Zuständigkeit für die Restfinanzierung (und die Aus-
richtung von Ergänzungsleistungen) jedoch bei einem anderen Kanton verbleibt. Eine 
solche mögliche Divergenz muss akzeptiert werden. Die vorangehend aufgezählten Vor-
teile überwiegen klar. 

3. Schlussfolgerung 

Der Regierungsrat begrüsst den vorgelegten Entwurf. Zusammenfassend kann festgestellt wer-
den, dass der ELG-Ansatz mehr Klarheit bezüglich der Umsetzung schafft, obwohl er zur Folge 
haben kann, dass derselbe Versicherte bei verschiedenen Kantonen Leistungsansprüche geltend 
machen kann, je nachdem, ob es sich um eine stationäre Behandlung im Spital oder um einen 
Pflegeheimaufenthalt handelt. Die Erfahrungen mit der seit 1. Januar 2012 geltenden ELG-
Bestimmung haben gezeigt, dass die Zuständigkeitsstreitigkeiten stark zurückgegangen sind. 
Dies trägt zur Rechtsklarheit und Rechtssicherheit bei. Ferner stellt die neue Regelung sicher, 
dass die Kantone und Gemeinden – insofern als der Heimeintritt an der Zuständigkeit nichts än-
dert – keinen Einfluss auf den Wohnsitzwechsel einer Person nehmen. Ausserdem ist der Her-
kunftskanton in Bezug auf die Pflegefinanzierung, die Sozialhilfe und die Ergänzungsleistungen 
zuständig, was zu einer Kohärenz mit dem ELG führt. 
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Der Regierungsrat Basel-Stadt befürwortet es, dass sich der vorliegende Vorschlag auf die Rege-
lung der Zuständigkeit für die Restfinanzierung beschränkt. Im Zusammenhang mit der Umset-
zung der Pflegefinanzierung bestehen jedoch noch andere offene Fragestellungen, wie die Annä-
herung der Vorgehensweisen zur Festlegung der Normkosten für die Pflegeleistungen oder die 
Optimierung der Regelungen über die Akut– und Übergangspflege.  
 
Nach Ihren Vorstellungen soll jeder Kanton die Höhe der Restfinanzierung auch weiterhin nach 
seinen eigenen Regeln bestimmen können. Sie nehmen dabei explizit in Kauf, dass die vom Her-
kunftskanton gesprochenen Beträge die Kosten in einem ausserkantonalen Heim nicht in jedem 
Fall decken. Es sei daher davon auszugehen, dass allfällig verbleibende Restkosten der Pflege 
durch die versicherte Person zu tragen sein werden. Falls diese finanziell dazu nicht in der Lage 
sei, würden die Restkosten vom Herkunftskanton übernommen (vgl. Kap. 3 der Erläuterungen, S. 
17). Es wird dort aber nicht präzisiert, ob diese staatliche Kostenübernahme aus Mitteln der Er-
gänzungsleistungen (EL) oder der Sozialhilfe erfolgen würde. Da unseres Wissens etliche Kanto-
ne in der EL eine Taxbeschränkung kennen, also eine Limitierung der in der EL zu berücksichti-
genden Tagestaxe bei ausserkantonalen Heimaufenthalten, führt dieser Umstand wahrscheinlich 
dazu, dass die betreffende Person sich für die Deckung der Restfinanzierungsdifferenz an die 
Sozialhilfe wenden müsste. Ausserkantonale Heimbewohnende wären dann parallel in der EL 
und der Sozialhilfe, was eigentlich konzeptionell und administrativ nicht so erwünscht ist. Ferner 
ist es für die Person selbst punkto Vermögensverzehr möglicherweise ein spürbarer Unterschied. 
Bei Selbstzahlern führt die Regelung (wie vermutlich auch schon heute) dazu, dass sie im Endef-
fekt eine höhere Patientenbeteiligung an die Pflegekosten tragen muss, als es Art.  25a Abs. 5 
KVG vorsieht. Der Regierungsrat regt diesbezüglich eine Präzisierung der Erläuterungen sowie 
mindestens eine Beobachtung bzw. Evaluation dieser Kostenbelastung der Pflegepatienten (ins-
besondere im Heimbereich) an. 
 
 
Für die Berücksichtigung unserer Bemerkungen danken wir Ihnen bestens. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt 
 

      

Dr. Guy Morin Barbara Schüpbach-Guggenbühl 
Präsident Staatsschreiberin 


